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Das Solothurner Kantonsparlament
setzt voll auf die Förderung erneuer-
barer Energien. Gleich drei Vorstösse
wurden gestern an die Regierung
überwiesen. Zwei waren praktisch
unbestritten (siehe Artikel «Wer sa-
niert, soll nicht mehr bestraft wer-
den»); ein dritter hingegen gab viel
zu diskutieren. SP-Kantonsrat und
Neo-Nationalrat Philipp Hadorn (Ger-
lafingen) wollte den Regierungsrat
beauftragen, die Kantonsverfassung
folgendermassen zu ändern: «Kanton
und Gemeinden fördern die Nutzung
von erneuerbaren Energien, die de-
zentrale Energieversorgung sowie
den sparsamen und rationellen Ener-
gieverbrauch.» Die Fraktionen von
FDP und SVP stellten sich auf den
gleichen Standpunkt wie der Re-
gierungsrat und lehnten den Auftrag
ab: Sie unterstützten zwar grund-
sätzlich die Förderung der erneuerba-
ren Energien, die verfassungsmässige
Grundlage dafür sei jedoch bereits
vorhanden und werde auch umge-
setzt. So habe der Kantonsrat 2008
ein grosses Förderprogramm bewil-
ligt. «Die Begründung der Regierung
ist stichhaltig», sagte SVP-Sprecher
Hans Rudolf Lutz (Lostorf). Solar-
anlagen zur Wärmeproduktion seien
sinnvoll, nicht aber die Fotovoltaik-
anlagen zur Erzeugung von Strom.
FDP-Sprecher Yves Derendinger (So-

lothurn) wiederum warnte, dass für
die Förderung der alternativen Ener-
gieformen wie Wind andere Inte-
ressen (etwa der Landschaftsschutz)
nicht aufgegeben werden dürften.

Andere Kantone als Vorbild
Die Befürworter von Hadorns Vor-

stoss hingegen erklärten, die vorge-
schlagene Verfassungsänderung sei
sehr wohl verbindlicher als die bis-
herige Formulierung. «In der Verfas-
sung heisst es lediglich, dass Kanton
und Gemeinden Massnahmen zur
Förderung der erneuerbaren Ener-
gien ergreifen können und nicht
müssen», betonte Felix Wettstein
(Grüne, Olten). Silvia Meister (CVP,
Matzendorf) sprach für die grosse
Mehrheit der CVP/EVP/GLP-Fraktion:

«Die Förderung der Erneuerbaren
muss in der Verfassung verankert
werden – nicht zuletzt, damit der
Ausstieg aus der Atomenergie mög-
lich ist.» Ausserdem erinnerte Meis-
ter daran, dass das aktuelle Förder-
programm des Kantons auf zehn
Jahre befristet ist. Eine Verankerung
in der Verfassung sichere diese För-
derung längerfristig. SP-Sprecher Phi-
lipp Hadorn erklärte, dass bereits
mehrere Kantone (Zürich, Bern,
Thurgau, Basel-Stadt) die Förderung
der alternativen Energien in ihrer
Verfassung verankert hätten. Er for-
derte von den Parlamentariern mehr

Mut auf dem Weg zum «Solarkanton
Solothurn».

Fehler der Stimmenzähler
Schliesslich schritten die Parla-

mentarier zur Abstimmung: 48 sag-
ten Ja zu Hadorns Auftrag (SP, Grüne,
Mehrheit CVP/EVP/GLP), 48 sagten
Nein (FDP, SVP, 3 CVP-Mitglieder).
Parlamentspräsident Claude Belart
musste einen Stichentscheid fällen.
«In solchen Fällen stimme ich mit
der Regierung.» Also war Hadorns
Auftrag abgelehnt. Doch Minuten
später – nach Abschluss des nächsten
Geschäfts – vermeldete Belart, dass

die Stimmenzähler falsch gezählt
hätten. Die Abstimmung müsse vor
der Pause wiederholt werden. Dage-
gen opponierte nun die FDP-Frakti-
on, weil eines ihrer Mitglieder nicht
mehr im Saal und per Handy nicht
aufbietbar war. Die FDP wollte erst
vor der Mittagspause nochmals ab-
stimmen. Das lehnten aber alle Frak-
tionen ausser der SVP ab. In der er-
neuten Abstimmung obsiegten die
Befürworter von Hadorns Vorstoss
mit 47 zu 45 Stimmen. Fazit: Seit ges-
tern ist die Vorfreude auf die geplan-
te elektronische Abstimmungsanlage
im Kantonsrat grösser denn je.

Ein deutliches Zeichen für den Wandel
Energiedebatte Der Kantonsrat stimmt drei Aufträgen zur Förderung der Alternativenergien zu
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«In solchen Fällen stim-
me ich mit der Regie-
rung.»
Claude Belart, Ratspräsident

Die Förderung von Solaranlagen soll in der Verfassung verankert werden – die Regierung wird nun eine Vor-
lage ausarbeiten, welche dem Kantonsrat und bei dessen Zustimmung dem Volk vorgelegt wird.  AZ

Der Kantonsrat hat zwei wei-
tere Aufträge zur Förderung
der erneuerbaren Energien
überwiesen – ohne Gegen-
stimme. Zu erwähnen ist vor
allem Irene Froelichers (GLP,
Lommiswil) Forderung: Bauli-
che Massnahmen an Gebäu-
den, die zu Verbesserungen
im energetischen und um-
welttechnischen Bereich füh-

ren, sollen nicht mehr mit
Gebühren belastet werden.
Das Problem: Die energie-
technische Sanierung einer
Liegenschaft zieht in der
Regel eine Erhöhung der
Gebäudeversicherungs-

summe nach sich, was eine
Nachzahlung auf den An-
schlussgebühren zur Folge
haben kann. Alle Fraktionen

unterstützten eine Änderung
der Verordnung über Grund-
eigentümerbeiträge und
-gebühren. Regierungsrat
Walter Straumann versprach,
die Verordnung so rasch als
möglich zu ändern.
Ebenfalls einstimmig erheb-
lich erklärt hat der Kantonsrat
einen Auftrag von Roland
Fürst (CVP, Gunzgen): Die

Förderung der erneuerbaren
Energien soll nicht auf eine
Globalbudgetperiode be-

grenzt werden dürfen. Auch
müssen die Kriterien für die
Anspruchsberechtigung klar
sein. Beitragssprünge aus
zeitlichen oder finanziellen
Gründen seien zu vermeiden
und Korrekturen in kleinen
Schritten vorzunehmen. (SFF)

■ HÄUSER: WER SANIERT, SOLL NICHT MEHR BESTRAFT WERDEN

Der Kantonsrat hat die Mehrjahres-
planung «Wasserbau und Siedlungs-
wasserwirtschaft 2012» einstimmig
genehmigt. Neue Kredite gab es nicht
zu bewilligen, da sich an der bisheri-
gen Planung der grossen Hochwas-
serschutzmassnahmen an Aare und
Emme bis 2018 nichts geändert hat.
Sämtliche Fraktionssprecher äusser-
ten denn auch ihre Genugtuung dar-
über, dass der Hochwasserschutz vor-
angetrieben wird. Erfreut ist man ins-
besondere über den reibungslosen
Bauverlauf an der Emme Etappe
Stahlwerk Gerlafingen–Wehr Bi-
berist (wir berichteten). Der Ver-
pflichtungskredit (zwischen 20 und
30 Mio. Franken) für die zweite Etap-
pe Wehr-Biberist–Emmenspitz Zuch-
wil soll 2015 vors Volk. Die Umset-
zung ist für 2016 bis 2018 geplant.

An der Aare im Niederamt wurden
Ende 2008 vorgezogene Hochwasser-
schutzmassnahmen im Umfang von
8,2 Mio. Franken bewilligt. In Gretzen-
bach, Schönenwerd und Niedergös-
gen werden diese bis Ende dieses Jah-
res abgeschlossen, im Winter 2011/12
ist der Bau von Dämmen und Mauern
in Dulliken, Obergösgen und Däniken
vorgesehen. Voraussichtlich Ende
2012 wird dann die Volksabstimmung
über einen Kredit von etwa 20 Mio.
Franken für Aufweitungen und Sei-

tengerinne des Aarebettes im Nieder-
amt stattfinden können.

Ufersanierungen der Birs
Baudirektor Walter Straumann

hielt ob der Erwähnung der Aare- und
Emme-Projekte fest, dass der Kanton
mit der Birs auch noch einen dritten
grossen Fluss habe. Und auch im
Schwarzbubenland habe der Kanton
in Schutzmassnahmen investiert. Et-
wa bei Dornach mit der Ufersanie-
rung der Birs. (MZ, OTR)

Hochwasserschutz Die Pla-
nung der Hochwasserschutz-
bauten 2012 war im Kantonsrat
unbestritten. Das Aare-Projekt
im Niederamt soll Ende 2012,
die zweite Emme-Etappe im
Jahr 2015 vors Volk.

Aare Ende 2012 – Emme 2015

März 2011 beim Stahlwerk Gerlafingen – seither sind die Bauarbeiten
an der Emme weit fortgeschritten. FELIX GERBER

Gewählt Neue leitende

Jugendanwältin
Der Kantonsrat
hat Barbara Al-

termatt (46,
Solothurn) mit
90 von 94
Stimmen zur
leitenden Ju-
gendanwältin

gewählt. Vier Stimmzettel waren
leer. Barbara Altermatt tritt die
Nachfolge von Jugendanwalt
Bruno Hug an, der pensioniert
wird. Sie ist bereits seit 1990 als
Jugendanwältin und Stellvertre-
terin des Stellenleiters tätig. (OTR)

Stiftungsaufsicht Von

Verwaltung unabhängig
Mit 90:0 Stimmen stimmte der
Kantonsrat für das Einführungs-
gesetz über die BVG- und Stif-
tungsaufsicht. Damit wird die
bisher als kantonales Amt ge-
führte Stiftungsaufsicht auf den
1. Januar 2012 zu einer unab-
hängigen Anstalt des öffentli-
chen Rechts. Die Lösung ist be-
fristet: Auf 2014 soll eine regio-
nalisierte Stiftungsaufsicht ge-
meinsam mit dem Kanton Aar-
gau geschaffen werden. (OTR)

SP-Fraktion Burkhalter

wird die neue Chefin
Fränzi Burkhal-
ter-Rohner aus
Biberist wird
Ende Novem-
ber neue Prä-
sidentin der
SP-Kantons-
ratsfraktion.

Markus Schneider hat das Präsi-
dium per Ende Juni 2011 abge-
geben, seither führte Vizeprä-
sident Jean-Pierre Summ die
SP-Fraktion ad interim. Summ
bleibt Vizepräsident. Fränzi
Burkhalter-Rohner ist von Beruf
Pflegefachfrau und Berufsschul-
lehrerin, seit 2009 Kantonsrätin
und Mitglied der Finanzkom-
mission. (MGT)

Demission Stefan Müller

und Roman S. Jäggi
Ratspräsident Claude Belart ver-
las die Demissionsschreiben
von Stefan Müller (CVP, Rück-
tritt auf Ende November) und
von Roman S. Jäggi (SVP, auf
Ende Dezember). Müller wurde
in den Nationalrat gewählt, Jäg-
gi macht berufliche Gründe gel-
tend (wir berichteten). (OTR)
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Leimental Einstimmig hat der Kan-
tonsrat gestern die Mehrjahrespla-
nung öffentlicher Verkehr
2012–2015. Diese ist grundsätzlich
unbestritten. Mehrere Sprecher kri-
tisierten aber den Kanton Basel-
land, weil dieser beim Doppelspur-
ausbau Ettingen–Flüh der Tramlinie
Basel–Rodersdorf nicht mitmache,
weshalb das hintere Leimental nun
weniger Verbindungen als bisher
erhält. Konkret: «Nicht mehr alle
zehn Minuten wie heute und statt
neu alle sieben nur noch alle 15 Mi-
nuten eine Fahrt nach Basel» so An-
dreas Riss (CVP, Metzerlen).

Baudirektor Walter Straumann
nahm das Baselbiet gewissermassen
in Schutz: «Es ist der Bund, der sei-
nen Beitrag gestrichen hat.» Darüber
wiederum sei der Kanton Baselland
nicht ganz unglücklich gewesen, da
sein Beitrag damit natürlich nicht
fällig geworden sei. Der Solothurner
Beitrag von 2,5 Mio. Franken an
das 28-Millionen-Projekt sei unbe-
stritten, so Straumann. Für die nächs-
te Planungsperiode 2012-2014 stehe
nun aber der Bundesbeitrag in Aus-
sicht, sodass das Leimental nach ei-

ner Durststrecke wieder mit mehr
Verbindungen rechnen dürfe.

Noch ohne Investitionsrechnung
Die Mehrjahresplanung beinhal-

tet keine Investitionsrechnung. Der
Kantonsanteil der im Jahr 2012 ge-
planten Investitionen wird mit Bud-
getmitteln finanziert. Grund: Die
Bewilligung der kantonalen Infra-
strukturbeiträge soll künftig in Ein-
klang mit der neuen Finanzierungs-
regelung auf Bundesstufe (jeweils
nach der Wahl des Bundesparlemen-
tes) erfolgen. Gemäss dem Gesetz
über den öffentlichen Verkehr ha-
ben sich die Gemeinden an dem für
das Jahr2012 vereinbarten Kantons-
anteil von 7,5 Mio. Franken, nach
Abzug der Darlehensrückzahlungen
der Transportunternehmungen in
der Höhe von 1,5 Mio. Franken, mit
2,1 Mio. Franken zu beteiligen. Auf
den Kanton entfallen somit noch
Nettoinvestitionen von 3,9 Mio.
Franken. Die Schwerpunkte sind un-
ter anderen die Verlängerung der
Bahnlinie Solothurn–Niederbipp
nach Oensingen und auf derselben
Strecke der Bau einer Kreuzungsstel-
le Abschnitt Flumenthal–Attsiwil
mit Doppelspur.

Zweite Tramspur ist in Aussicht


